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I. Einleitung  

Mit diesem Beitrag wird der Bericht über 
die Arbeit des Menschenrechtsausschusses 
der Vereinten Nationen (nachfolgend als 
Ausschuss bezeichnet)1 fortgesetzt. Die 
Darstellungen befassen sich mit den Auf-
fassungen und Entscheidungen des Aus-
schusses im Rahmen des Individualbe-
schwerdeverfahrens. Der erste Teil behan-
delte das Staatenberichtsverfahren und 
allgemeine Ereignisse im Jahr 2008.  

Dieser Bericht beinhaltet die vom Aus-
schuss entschiedenen Individualbeschwer-
den bis zum Ende des Jahres 2008 (von der 
92. bis zur 94. Sitzung des Ausschusses)2 
und knüpft damit an den Vorjahresbericht3 
an, der den Zeitraum bis zum Ende des 
Jahres 2007 abdeckt. 

                                                      
1  Siehe Anne Foith, Bericht über die Arbeit des 

Menschenrechtsausschusses der Vereinten Na-
tionen im Jahre 2008 – Teil I, MRM 2009, S. 96-
112. 

2  Die 92. Sitzung fand vom 17. März bis zum 4. 
April 2008 in New York statt. Die 93. und die 94. 
Sitzung wurden vom 7. bis 25. Juli und vom 13. 
bis 31. Oktober 2008 in Genf abgehalten. 

3  Siehe Gunda Meyer, Bericht über die Arbeit des 
Menschenrechtsausschusses der Vereinten Na-
tionen im Jahre 2007 – Teil II, MRM 2008, S. 263-
283. 

II. Das Individualbeschwerdeverfahren 

In seiner Rolle als Vertragsüberwachungs-
organ des Internationalen Paktes über bür-
gerliche und politische Rechte vom 16. De-
zember 1966 (IPbpR)4 spricht der Aus-
schuss – neben seinen Empfehlungen im 
Zusammenhang mit dem Staatenberichts-
verfahren – Entscheidungen über Indivi-
dualbeschwerden aus.5 Während das Staa-
tenberichtsverfahren im Zivilpakt selbst 
geregelt ist, lassen sich Regelungen über 
das Individualbeschwerdeverfahren dem 
Fakultativprotokoll zum Zivilpakt (FP) 
vom 16. Dezember 19666 entnehmen. Diese 
gesonderte Normierung ermöglicht es den 
Staaten, sich für den Beitritt zum Zivilpakt 
zu entschließen, ohne gleichzeitig die Zu-
ständigkeit des Ausschusses für Individu-
albeschwerden anerkennen zu müssen. 

Gemäß Art. 1 FP erkennt jeder Vertrags-
staat  

die Zuständigkeit des Ausschusses für die Ent-
gegennahme und Prüfung von Mitteilungen 
seiner Herrschaftsgewalt unterstehender Ein-
zelpersonen an, die behaupten, Opfer einer 

                                                      
4  International Covenant on Civil and Political 

Rights, UNTS Bd. 999, S. 171; BGBl. 1973 II 
S. 1534 (im Folgenden als Zivilpakt bezeichnet); 
164 Staaten haben den Zivilpakt ratifiziert 
(Stand 31. August 2009); im Folgenden sind alle 
Artikel ohne Angabe solche des Zivilpakts. 

5  Ausführlich zu den Grundlagen der Individu-
albeschwerde: Bernhard Schäfer, Die Individual-
beschwerde nach dem Fakultativprotokoll zum 
Zivilpakt, 2. Aufl. 2007, S. 17ff. 

6  Optional Protocol to the International Covenant 
on Civil and Political Rights, UNTS Bd. 999, 
S. 171; BGBl. 1992 II S. 1247; das Fakultativpro-
tokoll wurde von 112 Staaten ratifiziert (Stand 
31. August 2009) und trat wie der Zivilpakt 
selbst am 23. März 1976 in Kraft. 
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Verletzung eines der in dem Pakt niedergeleg-
ten Rechte durch diesen Vertragsstaat zu sein. 

Legt nach Art. 2 eine Einzelperson schrift-
lich Individualbeschwerde mit der Behaup-
tung beim Ausschuss ein, ihre Rechte aus 
dem Zivilpakt seien verletzt, so prüft der 
Ausschuss zunächst die Zulässigkeit der 
Beschwerde. Die Voraussetzungen hierfür 
sind in den Artikeln 2 bis 5 FP geregelt, die 
Verfahrensvorschriften in den Regeln 93 
bis 98 der Verfahrensordnung des Men-
schenrechtsausschusses.7 Liegen diese nicht 
vor, so erlässt der Ausschuss eine Unzuläs-
sigkeitsentscheidung (Inadmissibility deci-
sion).8 Befindet der Ausschuss eine Mittei-
lung für zulässig, so setzt er sich mit der 
Begründetheit aller von den Parteien be-
haupteten Verletzungen auseinander. In 
seiner Sachentscheidung, die als Auffas-
sungen (Views) bezeichnet wird, stellt er 
fest, ob der Vertragsstaat Rechte aus dem 
Zivilpakt oder dem Zweiten Fakultativpro-
tokoll zur Abschaffung der Todesstrafe 
vom 15. Dezember 19899 verletzt hat. Die 
Auffassungen werden nach Art. 5 Abs. 4 
FP dem betroffenen Vertragsstaat und der 
betroffenen Einzelperson mitgeteilt und 
anschließend veröffentlicht.10 

Mangels entsprechender ausdrücklicher 
Regelung im Fakultativprotokoll zum Zi-
vilpakt kommt den Auffassungen keine 
unmittelbare völkerrechtliche Verbindlich-
keit zu. Dennoch binden sie die Vertrags-
staaten nach allgemeinen völkerrechtlichen 

                                                      
7  Rules of Procedure of the Human Rights Com-

mittee, UN-Dok. CCPR/C/3/Rev.8 vom 22. 
September 2005; im Folgenden mit VerfO abge-
kürzt. 

8  Zu den einzelnen Zulässigkeitsvoraussetzungen 
vgl. unten IV. 

9  Second Optional Protocol to the International 
Covenant on Civil and Political Rights, aiming 
at the abolition of the death penalty, UNTS 
Bd. 1642, S. 414; BGBl. 1992 II S. 391. 

10  Die einzelnen Dokumente sind über die Treaty 
Bodies Database: http://tb.ohchr.org/  
default.aspx oder über “The Netherlands Insti-
tute of Human Rights (SIM)”: 
http://sim.law.uu.nl/SIM/CaseLaw/ CCPRca-
se.nsf/CommNo?OpenView abrufbar (zuletzt 
abgerufen am 16. September 2009). 

Regeln und insbesondere nach Art. 2 Abs. 1 
bis 3, der die Pflicht normiert, vertragswid-
riges Verhalten zu unterlassen, die Pakt-
rechte zu wahren und dem Opfer wirksa-
men Rechtsschutz und Wiedergutmachung 
zu gewährleisten.11  

Nach Ansicht des Ausschusses in seiner 
Allgemeinen Bemerkung (General Com-
ment) Nr. 33 wird der Charakter der Auf-
fassungen durch die Pflicht der Vertrags-
staaten bestimmt, sowohl im Rahmen ihrer 
Teilnahme am Verfahren nach dem Fakul-
tativprotokoll als auch in Bezug auf ihre 
Pflichten aus dem Zivilpakt nach Treu und 
Glauben zu handeln. Sie seien daher zur 
Kooperation verpflichtet.12  

Etwas weitergehend wird zum Teil sogar 
vertreten, dass Staaten mittelbar zur Befol-
gung der Auffassungen verpflichtet seien.13 

 

III. Statistische Angaben 

Seit der Einführung des Individualbe-
schwerdeverfahrens im Jahr 1977 sind 
beim Ausschuss bis Juli 2008 1.800 Mittei-
lungen eingegangen, die 82 Vertragsstaaten 
betrafen. Auffassungen wurden in Bezug 
auf 635 Beschwerden erlassen, von denen 
in 503 Fällen eine Verletzung von Paktrech-
ten festgestellt wurde. Eine Unzulässig-
keitsentscheidung erließ der Ausschuss in 
504 Fällen, 251 Beschwerden wurden zu-
rückgezogen oder eingestellt. 110 Ent-
scheidungen standen zu dem Zeitpunkt 
noch aus.14  

Im Berichtszeitraum (von der 92. bis zur 94. 
Sitzung im Jahr 2008) beschäftigte sich der 
Ausschuss mit 65 Mitteilungen, von denen 

                                                      
11  Ausführlich zur rechtlichen Wirkung der Auf-

fassungen siehe Schäfer (Fn. 5), S. 20f. m.w.N.  
12  General Comment Nr. 33 zu den Pflichten der 

Vertragsstaaten nach dem Fakultativprotokoll 
(Obligations of States Parties under the Optio-
nal Protocol), UN-Dok. CCPR/C/GC/33 vom 5. 
November 2008. 

13  Siehe Schäfer (Fn. 5), S. 21 m.w.N. 
14  Vgl. Angaben in dem Bericht des Menschen-

rechtsausschusses an die Generalversammlung, 
UN-Dok. A/63/40 I, Nr. 89ff. 
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32 unzulässig waren. Eine Verletzung von 
Paktrechten wurde in 25 Fällen festge-
stellt.15 

Zwei Beschwerden richteten sich im Be-
richtszeitraum gegen die Bundesrepublik 
Deutschland. Der Fall Aduhene und Agye-
man ./. Deutschland, in dem es um die Bean-
tragung einer Aufenthaltserlaubnis ging, 
wurde mangels Rechtswegerschöpfung 
vom Ausschuss als unzulässig abgewie-
sen.16 Im Fall M. G. ./. Deutschland wurde 
erstmalig eine Verletzung von Paktrechten 
durch die Bundesrepublik Deutschland 
festgestellt. Der Ausschuss sah in der An-
ordnung einer medizinischen Untersu-
chung zur Feststellung der Prozessfähig-
keit, ohne die Beschwerdeführerin vorher 
angehört zu haben, eine Verletzung von 
Art. 17 in Verbindung mit Art. 14 Abs. 1 
IPbpR.17 

Auf seiner 93. Sitzung beschäftigte sich der 
Ausschuss auch mit einer gegen Österreich 
eingelegten Beschwerde. Er verneinte im 
Fall Jenny ./. Österreich jedoch eine Verlet-
zung von Art. 14 Abs. 1 IPbpR.18 

 

IV. Zulässigkeits- und Beweisfragen 

1. Richtiger Beschwerdegegner 

Durch Art. 1 wird die Zuständigkeit des 
Ausschusses anerkannt, Mitteilungen sei-
ner Herrschaftsgewalt unterstehender Ein-
zelpersonen entgegenzunehmen und prü-
fen zu können, wenn diese behaupten, Op-

                                                      
15  Auf seiner 92. Sitzung behandelte der Aus-

schuss 20 Mitteilungen, von denen 9 zulässig 
waren. Eine Verletzung wurde in 6 Fällen fest-
gestellt. Auf seiner 93. Sitzung wurde über 25 
Mitteilungen beraten, davon waren 15 zulässig 
und in 11 Fällen wurde eine Verletzung festge-
stellt. Von den 20 auf der 94. Sitzung behandel-
ten Mitteilungen waren 9 zulässig, in 8 Fällen 
kam der Ausschuss zu dem Ergebnis, dass Pakt-
rechte verletzt wurden.  

16  Entscheidung vom 8. August 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/93/D/1543/2007. 

17  Auffassungen vom 2. September 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/93/D/1482/2006. 

18  Auffassungen vom 5. August 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/93/D/1437/2005. 

fer einer Verletzung eines in dem Pakt nie-
dergelegten Rechts durch diesen Vertrags-
staat zu sein. 

In Sayadi und Vinck ./. Belgien19 vertrat der 
Vertragsstaat die Ansicht, dass die Be-
schwerdeführer nicht der Herrschaftsge-
walt des Ausschusses nach Art. 1 unter-
stünden. Ihnen sei es verwehrt, Normen 
der Vereinten Nationen im Kampf gegen 
den Terrorismus und damit auch inner-
staatliche Umsetzungsmaßnahmen zu rü-
gen. Im Zusammenhang mit den Embar-
gomaßnahmen des UN-Sicherheitsrates 
wurden die Beschwerdeführer auf Vor-
schlag Belgiens auf die Namenliste des 
UN-Sanktionsausschusses (Sanctions list) 
gesetzt. Der Ausschuss betonte, dass er 
zwar keine Kompetenz zur Überprüfung 
von Verletzungen anderer Vertragstexte 
hat, hingegen – unabhängig von der Quelle 
der innerstaatlich umgesetzten Verpflich-
tungen – zuständig ist, um Paktverletzun-
gen festzustellen. Art. 1 steht daher der 
Zulässigkeit der Mitteilung nicht entgegen. 
Das Ausschussmitglied Ruth Wedgwood 
verneinte in ihrem abweichenden Votum 
dagegen eine Verletzungshandlung Bel-
giens. 

Des Weiteren nimmt der Ausschuß nach 
Art. 1 FP eine Mitteilung nur entgegen, 
wenn sie einen Vertragsstaat des Paktes 
betrifft, der auch Vertragspartei des Fakul-
tativprotokolls ist. 

In Wilfred ./. Kanada20 rügte der Beschwer-
deführer die Verletzung von Paktrechten 
sowohl durch Kanada als auch durch die 
Vereinigten Staaten von Amerika. In den 
Vereinigten Staaten wurde er strafrechtlich 
verurteilt und daher von Kanada an die 
amerikanischen Behörden ausgeliefert. Da 
die Vereinigten Staaten weder das Fakulta-
tivprotokoll ratifiziert haben noch diesem 
beigetreten sind, erklärte der Ausschuss 
die Beschwerde im Hinblick auf diesen 
Gegner für unzulässig. 

                                                      
19  Auffassungen vom 29. Dezember 2008, UN-

Dok. CCPR/C/94/D/1472/2006, Nr. 7.2.
20  Entscheidung vom 18. November 2008, UN-

Dok. CCPR/C/94/D/1638/2007. 
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2. Beschwerdebefugnis/Opfereigenschaft   

Nach Art. 96 lit. b VerfO ist eine Beschwer-
de grundsätzlich durch den Betroffenen 
selbst oder seinen Vertreter einzureichen. 
Unzulässig sind Popularklagen.21 Eine Be-
schwerde im Namen des Betroffenen ist 
dann zulässig, wenn dieser gemäß Art. 96 
lit. b S. 2 VerfO persönlich nicht in der Lage 
ist, eine Beschwerde einzulegen, und eine 
andere natürliche oder juristische Person 
dazu ermächtigt. Einer ausdrücklichen 
Ermächtigung bedarf es ausnahmsweise 
nicht, wenn es dem Betroffenen verwehrt 
ist, mit der Außenwelt zu kommunizieren 
oder wenn der Betroffene bereits verstor-
ben ist. Eine Person, die eine Beschwerde 
für einen Dritten einlegt, muss dies jedoch 
anhand einer sogenannten besonders en-
gen persönlichen Verbindung, wie z. B. 
Verwandtschaft darlegen.22 

Im Fall Tadman und Prentice ./. Kanada23 
verneinte der Ausschuss die von Art. 1 FP 
geforderte Opfereigenschaft des Beschwer-
deführers Tadman. Dieser war seit 1986 
befristet an Konfessionsschulen beschäftigt. 
Seine Bewerbung auf eine unbefristete Stel-
le blieb vermeintlich aufgrund seines nicht-
katholischen Hintergrunds unberücksich-
tigt. Wie auch in seiner Beschwerde an den 
Ausschuss aus dem Jahre 199824 konnte 
Tadman aber nicht darlegen, inwiefern ihn 
die beanstandete öffentliche Finanzierung 
solcher Schulen in seinen Paktrechten ver-
letzt. 

An der Opfereigenschaft mangelte es auch 
in van der Plaat ./. Neuseeland.25 Der Be-
schwerdeführer hielt eine neue, nach seiner 
rechtskräftigen Verurteilung eingeführte 

                                                      
21  Nowak, Manfred, U.N. Covenant on Civil and 

Political Rights CPPR Commentary, 2. Auflage 
2005, Art. 2 FP Rn. 11ff. 

22  Ebd., S. 836. 
23  Entscheidung vom 4. August 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/93/D/1481/2006. 
24  Grant Tadman et al ./. Kanada, Entscheidung vom 

4. November 1999, UN-Dok. CCPR/C/67/D/ 
816/1998. 

25  Entscheidung vom 5. August 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/93/D/1492/2006. 

Strafenregelung für milder im Sinne von 
Art. 15 Abs. 1 S. 2 IPbpR, obwohl sie einer-
seits nur eine Entlassung auf Bewährung 
vorsah und andererseits weder einen An-
spruch noch eine automatische Anwen-
dung statuierte. Nach Auffassung des Aus-
schusses basierte die Behauptung, unter 
Anwendung dieser Regelung früher aus 
der Haft entlassen zu werden, jedoch auf 
einer Vielzahl von hypothetischen Ereig-
nissen, deren Beurteilung nicht in die Zu-
ständigkeit des Ausschusses fiel.  

 

3. Unsubstantiiertheit der Beschwerde 

Gemäß Art. 1 Satz 1 und Art. 2 FP muss der 
Beschwerdeführer behaupten, Opfer einer 
Verletzung eines der in dem Pakt niederge-
legten Rechte zu sein und dies hinreichend 
substantiiert begründen, Art. 96 lit. b S. 1 
VerfO. Er muss dazu Beweismaterial un-
terbreiten, um seine Behauptung zu bele-
gen.26  

Einige Mitteilungen waren mangels sub-
stantiierter Begründung unzulässig.27  

So wurde die Rüge des Beschwerdeführers 

                                                      
26  Siehe Fn. 14, Nr. 108. 
27  Z.B. Londoño Soto u. a. ./. Australien, Entschei-

dung vom 14. April 2008, UN-Dok. CCPR/C/ 
92/D/1429/2005; Kool ./. Niederlande, Entschei-
dung vom 14. April 2008, UN-Dok. CCPR/C/ 
92/D/1569/2007; Gougnina ./. Usbekistan, Ent-
scheidung vom 18. April 2008, UN-Dok. CCPR/ 
C/92/D/1141/2002; Subero Beisti ./. Spanien, 
Entscheidung vom 23. April 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/92/D/1375/2005; Korneenko ./. Weiß-
russland, Entscheidung vom 24. April 2008, UN-
Dok. CCPR/C/92/D/1358/2005; Kibale ./. Ka-
nada, Entscheidung vom 31. Juli 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/93/D/1562/2007; Fernandes ./. Nieder-
lande, Entscheidung vom 6. August 2008, UN-
Dok. CCPR/C/93/D/1513/2006; Pham ./. Kana-
da, Entscheidung vom 31. Juli 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/93/D/1534/2006; Rodríguez ./. Spa-
nien, Entscheidung vom 8. November 2008, UN-
Dok. CCPR/C/94/D/1489/2006; L. G. ./. Usbe-
kistan, Entscheidung vom 18. November 2008, 
UN-Dok. CCPR/C/94/D/1018/2001; Shergill u. 
a. ./. Kanada, Entscheidung vom 18. November 
2008, UN-Dok. CCPR/C/94/D/1506/2006; Na-
krash und Qifen ./. Schweden, Entscheidung vom 
19. November 2008, UN-Dok. CCPR/C/94/ 
D/1540/2007. 
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in Montecino ./. Chile28, nicht ausreichend 
vor Angriffen durch seine Mithäftlinge 
geschützt worden zu sein, nicht substanti-
iert begründet, da die Leitung der Haftan-
stalt ihn mehrfach zu seinem Schutz ver-
legt hatte. Er konnte auch nicht darlegen, 
Schritte unternommen zu haben, um die 
Behörden zur Einleitung von Ermittlungen 
zu veranlassen.  

Überdies nimmt der Ausschuss eine unzu-
reichende Substantiierung an, wenn die 
Bewertung von Tatsachen und Beweisen 
oder die Auslegung von Gesetzen durch 
Gerichte gerügt wird und die gerichtliche 
Beurteilung weder offensichtlich willkür-
lich ist noch einer Rechtsverweigerung 
gleichkommt.29 So war beispielsweise die 
Beschwerde Korneenko ./. Weißrussland30 
unzulässig, die sich lediglich darauf bezog, 
wie Gerichte die behördliche Ungültig-
keitserklärung von Unterschriften für eine 
Kandidatur zur Parlamentswahl bewerte-
ten. 

 

4. Ratione materiae 

Hält der Ausschuss eine Mitteilung für 
unvereinbar mit den Bestimmungen des 
Paktes, so ist sie nach Art. 3 für unzulässig 
zu erklären. Dies schließt auch die Unzu-
lässigkeit ratione materiae ein, das heißt Fäl-
le, bei denen der vorgebrachte Sachverhalt 

                                                      
28  Entscheidung vom 19. November 2008, UN-

Dok. CCPR/C/94/D/1504/2006. 
29  Aus diesem Grund unzulässig waren: Gougnina 

./. Usbekistan (Fn. 27); Stow ./. Portugal, Entschei-
dung vom 21. April 2008, UN-Dok. CCPR/C/ 
92/D/1496/2006; Fernández Murcia ./. Spanien, 
Entscheidung vom 23. April 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/92/D/1528/2006; Tadman und Prenti-
ce ./. Kanada (Fn. 23); Yemelianov ./. Russische Fö-
deration, Entscheidung vom 6. August 2008, 
CCPR/C/93/D/1524/2006; Pham ./. Kanada 
(Fn. 27); Kibale ./. Kanada (Fn. 27); Sanjuan Martí-
nez ./. Uruguay, Entscheidung vom 31. Juli 2008, 
UN-Dok. CCPR/C/93/D/1607/2007; L. G. ./. 
Usbekistan (Fn. 27); Kaur ./. Kanada, Entschei-
dung vom 18. November 2008, UN-
Dok. CCPR/C/94/D/1455/2006. 

30  Entscheidung vom 24. April 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/92/D/1358/2005.  

nicht in den Schutzbereich der Paktrechte 
fällt.  

In Chadzjian ./. Niederlande rügte die Be-
schwerdeführerin das Verfahren gegen 
ihren ablehnenden Asylbescheid als unfair, 
da ihr kein Rechtsmittel nach Art. 14 IPbpR 
gegen den Bericht des Außenministeriums 
zustand, auf den sich die Asylentscheidung 
stützte. Der Ausschuss verwies auf seine 
ständige Rechtsprechung und erklärte, 
dass das Abschiebungsverfahren weder 
„eine gegen [die Beschwerdeführerin] er-
hobene strafrechtliche Anklage“ noch ihre 
„zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflich-
tungen“ im Sinne von Art. 14 Abs. 1 be-
trifft. Die Abschiebung ist auch nicht mit 
einer auferlegten Strafe gleichzustellen. 
Überdies beruht das Konzept des Rechts-
streits nach Art. 14 Abs. 1 auf der Natur 
des fraglichen Rechts und nicht auf dem 
Status einer der Parteien. Da das von 
Art. 13 erfasste Abschiebungsverfahren 
nicht in den Geltungsbereich von Art. 14 
fällt, erklärte der Ausschuss die Beschwer-
de für unzulässig ratione materiae.31 

Nach Kaur ./. Kanada erstreckt sich die Ga-
rantie aus Art. 14 Abs. 1 nicht auf das Ver-
fahren zur Bestimmung des Flüchtlingssta-
tus.32 

Als unzulässig bewertete der Ausschuss 
auch die Beschwerde Kibale ./. Kanada33, 
soweit sie sich auf die ablehnenden Ge-
richtsentscheidungen über Anträge auf 
Aufnahme in den öffentlichen Dienst be-
zog. Art. 14 findet keine Anwendung, 
wenn das Recht keinen Anspruch gewährt. 

 

5. Missbrauch des Beschwerderechts 

Gemäß Art. 3 FP kann der Ausschuss eine 
Mitteilung als unzulässig abweisen, wenn 
er diese als Missbrauch des Rechts auf Ein-
legung einer Beschwerde bewertet. 
                                                      
31  Entscheidung vom 5. August 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/93/D/1494/2006; ähnlich entschied 
der Ausschuss auch in Kaur ./. Kanada (Fn. 29), 
Nr. 7.5. 

32  Ebd., Nr. 7.4. 
33  Vgl. Fn. 27. 
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Unzulässig war aus diesem Grunde Conde 
./. Spanien34. Der Beschwerdeführer konnte 
hier weder erklären, warum er eine Vor-
eingenommenheit der Zeugen im Strafver-
fahren nicht schon in seiner ersten Mittei-
lung an den Ausschuss aus dem Jahr 2006, 
die dieselben Tatsachen betraf, rügen konn-
te, noch führte er neue Entwicklungen der 
Ereignisse an.  

Im Fall Brown ./. Namibia35 lagen 13 Jahre 
zwischen der Mitteilung und dem Verlas-
sen des Landes durch den Beschwerdefüh-
rer nach seiner strafrechtlichen Verurtei-
lung und seiner Freilassung auf Kaution im 
Jahr 1994. Obwohl das Fakultativprotokoll 
keine Frist für die Vorlage einer Beschwer-
de vorsieht und das Verstreichen einer ge-
wissen Zeit selbst kein Missbrauch des Be-
schwerderechts darstellt36, wies der Aus-
schuss die Beschwerde als unzulässig ab, 
da der Beschwerdeführer die Verzögerung 
nicht sinnvoll rechtfertigten konnte. Ande-
rer Ansicht waren die Ausschussmitglieder 
Michael O'Flaherty und Prafullachandra 
Natwarlal Bhagwati. Sie verneinten einen 
Missbrauch des Beschwerderechts, da der 
Vertragsstaat ein solches Argument nicht 
vorgetragen hatte. 

 

6. Prüfung derselben Sache durch ein an-
deres internationales Organ  (Art. 5 
Abs. 2 lit. a) 

Der Ausschuss bewertet eine Mitteilung 
gemäß Art. 5 Abs. 2 lit. a FP als unzulässig, 
wenn sich dieselbe Sache noch in der Prü-
fung durch ein anderes internationales Un-
tersuchungs- oder Streitregelungsverfahren 
befindet. Daher war in vielen Fällen die 
abschließende Entscheidung des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte 

                                                      
34  Entscheidung vom 21. April 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/92/D/1527/2006. 
35  Entscheidung vom 2. September 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/93/D/1591/2007. 
36  Vgl. dazu z. B. Kibale ./. Kanada (Fn. 27) und 

Süsser ./. Tschechische Republik, Auffassungen 
vom 25. April 2008, UN-Dok. CCPR/C/ 
92/D/1488/2006; Shergill u. a. ./. Kanada 
(Fn. 27).  

(nachfolgend EGMR) oder der Interameri-
kanischen Menschenrechtskommission 
kein Unzulässigkeitsgrund.37 

Einige Staaten, etwa die Bundesrepublik 
Deutschland38 und Österreich, haben im 
Hinblick auf Art. 5 Abs. 2 lit. a FP einen 
Vorbehalt eingelegt, wonach u. a. eine Mit-
teilung vom Ausschuss auch dann nicht zu 
behandeln ist, wenn eine Prüfung vor ei-
nem anderen internationalen Verfahren 
abgeschlossen wurde.39  

Ein solcher Vorbehalt bestand auch im Fall 
Pindado Martínez ./. Spanien.40 Dieselben 
Rechte, die der Beschwerdeführer vor dem 
Ausschuss beanstandete, hatte er auch vor 
dem EGMR gerügt, nämlich Befangenheit 
des Richters und eine Verletzung der Un-
schuldsvermutung. Nach seiner Ansicht sei 
seine Mitteilung jedoch noch nicht geprüft 
worden, da der EGMR die Klage wegen 
offensichtlicher Unbegründetheit als unzu-
lässig abwies. Der Ausschuss hingegen 
betrachtet nach ständiger Rechtsprechung 
einen Sachverhalt als bereits geprüft, wenn 
die Unzulässigkeitsentscheidung nicht nur 
auf prozessuale Gründe, sondern auch auf 
Überlegungen in der Sache gestützt wird. 

Den Teil der Beschwerde, der sich auf das 
Recht bezog, sein Urteil von einem überge-
ordneten Gericht nachprüfen zu lassen, 
hatte der EGMR für unzulässig erklärt, da 
die Europäische Menschenrechtskonventi-
on selbst ein solches Recht nicht gewährt. 
Der Ausschuss betrachtete somit die Rüge 
des Fehlens einer gerichtlichen Überprü-
fungsmöglichkeit der Beweislage nicht als 
bereits geprüft. 
                                                      
37  Z. B. Fernandes ./. Niederlande (Fn. 27); Kool ./. 

Niederlande (Fn. 27), Stow ./. Portugal (Fn. 29), 
Yemelianov ./. Russische Föderation (Fn. 29); Kibale 
./. Kanada (Fn. 27). 

38  BGBl. 1999 II S. 311. 
39  Die das Fakultativprotokoll zum Zivilpakt be-

treffenden Vorbehalte sind abrufbar unter: 
http://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx
?src=TREATY&mtdsg_no=IV-5&chapter=4&lan 
g=en (zuletzt eingesehen am 16. September 
2009). 

40  Entscheidung vom 8. November 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/94/D/1490/2006. 
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Um keinen Fall des Art. 5 Abs. 2 lit. a han-
delt es sich, wenn ein Staat beim UN-
Sanktionsausschuss die Entfernung der 
Beschwerdeführer von der Namenliste be-
antragt und dieser noch nicht entschieden 
hat. Der Ausschuss stellte in Sayadi und 
Vinck ./. Belgien41 klar, dass unter „dersel-
ben Sache“ ein und dieselbe Beschwerde 
zu verstehen ist. Diese muss sich auf das-
selbe Individuum beziehen und durch die-
ses Individuum oder eine andere ermäch-
tigte Person dem anderen internationalen 
Spruchkörper unterbreitet worden sein. 

Dasselbe gilt nach Marcellana und Gumanoy 
./. Philippinen42 für eine Untersuchung des 
Sachverhalts durch Sonderberichterstatter 
(Special Rapporteur) anlässlich ihres Staa-
tenbesuchs (fact-finding country visit). 

 

7. Rechtswegerschöpfung (Art. 5 Abs. 2 
lit. b) 

Die Zulässigkeit einer Beschwerde nach 
Art. 5 Abs. 2 lit. b FP erfordert schließlich 
die innerstaatliche Rechtswegerschöpfung. 
Dem Ausschuss genügt es allerdings, wenn 
verfügbare und effektive Rechtsbehelfe 
eingelegt worden sind.43 

So war die Beschwerde Schmidl ./. Tschechi-
sche Republik44 unzulässig. Der Beschwerde-
führer beschränkte sich darauf, dem tsche-
chischen Finanzministerium Briefe zu sen-
den, um Wiedergutmachung für die Ent-
eignung im Jahr 1946 zu fordern. 

In Aduhene und Agyeman ./ Deutschland45 
legte Herr Agyeman seine Verfassungsbe-
schwerde nicht fristgerecht ein. Da die 

                                                      
41  Vgl. Fn. 19, Nr. 7.3. 
42  Auffassungen vom 17. November 2007, UN-

Dok. CCPR/C/94/D/1560/2007, Nr. 6.3. 
43  UN-Dok. A/62/40 (Vol. I), Nr. 129. 
44  Entscheidung vom 14. April 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/92/D/1515/2006. Eine Beschwerde 
desselben Beschwerdeführers gegen Deutsch-
land wurde im Jahr 2007 ebenfalls als unzuläs-
sig abgewiesen, vgl. Entscheidung vom 31. Ok-
tober 2007, UN-Dok. CCPR/C/91/D/1516/ 
2006. 

45  Vgl. Fn. 16. 

Einhaltung von angemessenen Verfahrens-
regeln im Verantwortungsbereich des Be-
schwerdeführers liegt, wurde der Rechts-
weg nicht erschöpft. 

Unzulässig nach Art. 5 Abs. 2 lit. b FP war 
unter anderen46 auch die Beschwerde im 
Fall Ahmad und Abdol-Hamid ./. Dänemark47 
über das Handeln und Unterlassen von 
staatlichen Organen im Zusammenhang 
mit dem Druck von Karikaturen des Pro-
pheten Mohammed und des Islams in der 
dänischen Presse. Beide Beschwerdeführer 
waren Mitglieder der Organisationen, die 
gegen die Manager der publizierenden 
Zeitung Strafanzeige und – nach Einstel-
lung der Ermittlungen – strafprozessuale 
Privatklage wegen Beleidigung von Mus-
limen und Arabern und wegen Anstiftung 
zum Hass erhoben. Da zum Zeitpunkt der 
Mitteilung an den Ausschuss eine Ent-
scheidung in der zweiten Instanz noch 
ausblieb, befand der Ausschuss die Be-
schwerde für unzulässig.  

 

V. Vorläufiger Rechtsschutz 

Gemäß Art. 92 VerfO kann der Ausschuss 
zwischen der Einreichung der Beschwerde 
und der Weiterleitung seiner Auffassungen 
einen Staat bitten, vorläufige Maßnahmen 
zu ergreifen, um irreparable Schäden zu-
lasten des Opfers der behaupteten Rechts-
verletzung zu vermeiden. Maßnahmen des 
vorläufigen Rechtsschutzes implizieren 
jedoch keine Festlegung des Ausschusses 
im Hinblick auf seine Auffassungen in der 
Hauptsache. Insbesondere bei Auswei-
sungsfällen, aber auch in Fällen, in denen 
die Todesstrafe bereits verhängt und der 
Prozess als nicht fair gerügt wurde, bedient 
                                                      
46  Z.B. Stow ./. Portugal (Fn. 29); Tadman und Prenti-

ce ./. Kanada (Fn. 23); Chadzjian ./. Niederlande 
(Fn. 31); Chen ./. Niederlande, Entscheidung vom 
19. November 2008, UN-Dok. CCPR/C/94/ 
D/1584/2007; Dastgir ./. Kanada, Entscheidung 
vom 20. November 2008, UN-Dok. CCPR/C/ 
94/D/1578/2007; Anani und Anani ./. Kanada, 
Entscheidung vom 9. Dezember 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/94/ D/1766/2007. 

47  Entscheidung vom 18. April 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/92/D/1487/2006. 
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er sich dieses Mittels und bittet den Ver-
tragsstaat, die Ausweisung oder den Voll-
zug der Todesstrafe auszusetzen, solange 
die Mitteilung anhängig ist.48  

So forderte er die Aussetzung der Todes-
strafe in den drei gegen Usbekistan gerich-
teten Beschwerden. Der Ausschuss wurde 
daraufhin informiert, dass der Oberste Ge-
richtshof Usbekistans die verhängte Todes-
strafe im Fall Gougnina sowie Yakupova in 
eine lebenslange Freiheitsstrafe und im Fall 
L.G. in eine 20-jährige Freiheitsstrafe um-
gewandelt habe.49 

In Kaur ./. Kanada beantragte der Vertrags-
staat, die angeordnete Aussetzung der 
Ausweisung aufzuheben. Die Beschwerde-
führerin konnte jedoch glaubhaft Verlet-
zungshandlungen in Indien darlegen, so 
dass der Berichterstatter die vorläufige 
Maßnahme aufrechterhielt.50 

Im Fall Maksudov u. a. ./. Kirgisistan51 bat 
der Ausschuss den Vertragsstaat, die Be-
schwerdeführer zu ihrem Schutze nicht an 
usbekische Vollzugsbeamte auszuliefern. 
Indem Kirgisistan dieser Bitte nicht nach-
kam, verstieß es in schwerer Weise gegen 
das Fakultativprotokoll. Es stellte dadurch 
die Untersuchung durch den Ausschuss 
zum Schutz der Paktrechte in Kirgisistan in 
Frage und machte dessen Auffassungen 
wert- und nutzlos. 

 

VI. Materiellrechtliche Fragen 

Im Berichtszeitraum äußerte sich der Aus-
schuss im Hinblick auf die folgenden mate-
riellrechtlichen Fragen: 

                                                      
48  Beispielsweise forderte der Ausschuss die Aus-

setzung der Ausweisung in Nakrash und Qifen ./. 
Schweden (Fn. 27). 

49  L. G. ./. Usbekistan (Fn. 27); Gougnina ./. Usbekis-
tan (Fn. 27) und Yakupova ./. Usbekistan, Auffas-
sungen vom 24. April 2008, UN-Dok. CCPR/C/ 
92/D/1205/2003. 

50  Vgl. Fn. 29, Nr. 1.2. 
51  Auffassungen vom 31. Juli 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/93/D/1461,1462,1476&1477/2006. 

1. Recht auf ein effektives Rechtsmittel 
(Art. 2 Abs. 3) 

Eine Verletzung des Rechts auf ein effekti-
ves Rechtsmittel nach Art. 2 Abs. 3 i.V.m. 
Art. 7 (Verbot der Folter und Misshand-
lung) stellte der Ausschuss bei Kalamiotis ./. 
Griechenland52 fest. Der Beschwerdeführer 
machte geltend, dass ihm keine effektiven 
Rechtsmittel gegen die Misshandlungen 
durch Polizeibeamte anlässlich seiner Fest-
nahme zur Verfügung standen. Der Rich-
terrat für Fehlverhalten in Athen ließ die 
Anklage gegen die Polizeibeamten aus 
Mangel an Beweisen fallen, obwohl der 
Beschwerdeführer im Rahmen der polizei-
lichen Ermittlungen gegen die Beamten 
nicht gehört und dessen Frau sowie andere 
benannte Zeugen nicht vernommen wur-
den. Es wurden nicht einmal die gewalttä-
tig gewordenen Beamten vorgeladen.  

Auch die informelle Untersuchung – bei 
der das Opfer auch nicht gehört wurde – 
ergab keine Unregelmäßigkeiten, die ein 
Disziplinarverfahren erforderten. Der Aus-
schuss verwies zur Begründung einer Ver-
letzung von Art. 2 Abs. 3 i.V.m. Art. 7 auf 
seine Allgemeine Bemerkung Nr. 20 zu 
Art. 753 und auf seine Rechtsprechung aus 
dem Vorjahr.54 Danach sind Beschwerden 
gegen Misshandlungen unverzüglich und 
unparteiisch zu untersuchen, wobei Be-
schleunigung und Effektivität für die Ent-
scheidung über die Vorwürfe von besonde-
rer Bedeutung sind. Dieser Standard wur-
de in diesem Fall nicht eingehalten. 

Festgestellt wurde eine Verletzung von 

                                                      
52  Auffassungen vom 5. August 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/93/D/1486/2006. 
53  General Comment Nr. 20 zu Art. 7 (Das Verbot 

der Folter oder grausamer Behandlung oder 
Strafe) vom 10. März 1992, UN-Dok. 
HRI/GEN/1/Rev.9 (Vol. I) vom 27. Mai 2008, S. 
200ff.; Deutsches Institut für Menschenrechte 
(DIMR) (Hrsg.), Die „General Comments“ zu 
den VN-Menschenrechtsverträgen, 2005, S. 84-
87. 

54  Banda ./. Sri Lanka, Auffassungen vom 26. Okto-
ber 2007, UN-Dok. CCPR/C/91/D/1426/2005; 
siehe auch Meyer (Fn. 3), S. 270. 
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Art. 2 Abs. 3 auch in Madoui ./. Algerien55 
(i. V. m. Art. 7, 9 und 16) und in Sharma ./. 
Nepal56 (i.V.m. Art. 7, 9 und 10) wegen 
zwangsweisen Verschwindens im Sinne 
von Art. 7 II lit. i des Römischen Statuts des 
Internationalen Strafgerichtshofs57 sowie in 
Maksudov u. a. ./. Kirgisistan58 (i. V. m. Art. 6 
und 7) aus Mangel an Rechtsmitteln gegen 
die Auslieferungsentscheidung. 

Bei Umetaliev und Tashtanbekova ./. Kirgi-
sistan59 und bei Marcellana und Gumanoy ./. 
Philippinen60 stellte der Ausschuss einen 
Verstoß gegen Art. 2 Abs. 3 i. V. m. Art. 6 
(Recht auf Leben) fest. Hier ging es um das 
beharrliche Ausbleiben von Ermittlungen 
in Todesfällen, in die Angehörige des Mili-
tärs verwickelt schienen. In diesen beiden 
Fällen sowie in Sethasivam und Saraswathi ./. 
Sri Lanka61 sah der Ausschuss einen Fall 
von Rechtsverweigerung, indem der Staat 
es unterließ, Strafverfolgungsmaßnahmen 
durchzuführen.  

 

2. Recht auf Leben (Art. 6) 

Eine Verletzung des Rechts auf Leben ge-
mäß Art. 6 stellte der Ausschuss in mehre-
ren Fällen fest. 

                                                      
55  Auffassungen vom 1. Dezember 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/94/D/1495/2006. 
56  Auffassungen vom 6. November 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/94/D/1469/2006, Nr. 7.10. 
57  Rome Statute of the International Criminal 

Court, UNTS Bd. 2187, S. 3ff.; BGBl. 2000 II 
S. 1394, „[…] die Festnahme, den Entzug der 
Freiheit oder die Entführung von Personen 
durch einen Staat oder eine politische Organisa-
tion oder mit Ermächtigung, Unterstützung 
oder Duldung des Staates oder der Organisati-
on, gefolgt von der Weigerung, diese Freiheits-
beraubung anzuerkennen oder Auskunft über 
das Schicksal oder den Verbleib dieser Personen 
zu erteilen, in der Absicht, sie für längere Zeit 
dem Schutz des Gesetzes zu entziehen.“  

58  Vgl. Fn. 51, Nr. 12.7. 
59  Auffassungen vom 20. November 2008, UN-

Dok. CCPR/C/94/D/1275/2004, Nr. 9.6. 
60  Vgl. Fn. 42, Nr. 7.5. 
61  Auffassungen vom 31. Juli 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/93/D/1436/2005, Nr. 6.4. 

Zur Begründung eines Verstoßes gegen 
Art. 6 rechnete der Ausschuss Sri Lanka 
den Tod des Opfers bei Sethasivam und Sa-
raswathi ./. Sri Lanka62 direkt zu. Der Sohn 
des Beschwerdeführers befand sich in gu-
ter gesundheitlicher Verfassung, bevor er 
durch die Polizei in Gewahrsam genom-
men wurde. Anlässlich seines Besuches auf 
der Polizeistation stellte der Vater schwere 
Verletzungen wie Schwellungen und blu-
tende Körperteile fest. Sein Sohn konnte 
weder laufen noch essen oder trinken. Er 
starb schließlich an Schussverletzungen. 
Die Behauptung der Polizei, man sei beim 
Transport des Opfers zu einer anderen Po-
lizeistation von LTTE-Kämpfern63 beschos-
sen worden, wurde sowohl von einem Ge-
richt als auch durch ermittelnde Behörden 
des Vertragsstaates verworfen. Der Aus-
schuss schloss sich daher der Vermutung 
an, dass der Tod während des Polizeige-
wahrsams eintrat. 

Ein Verletzung von Art. 6 Abs. 2, wonach 
ein Todesurteil nur für schwerste Verbre-
chen verhängt werden darf, sah der Aus-
schuss in der Auslieferung der Beschwer-
deführer bei Maksudov u. a. ./. Kirgisistan64 
nach Usbekistan. Dort wurden die Be-
schwerdeführer in absentia wegen terroris-
tischen Handlungen verurteilt, obwohl die 
Beweislage nur sehr dürftig ausfiel. In Kir-
gisistan wurde den Betroffenen der Flücht-
lingsstatus durch den Hochkommissar der 
Vereinten Nationen zugesprochen. Unter 
Verweis auf seine frühere Rechtsprechung 
und auf seine Allgemeine Bemerkung 
Nr. 3165 erinnerte der Ausschuss daran, 

                                                      
62  Ebd., Nr. 6.2. 
63  Die „Liberation Tigers of Tamil Eelam“ ent-

standen in Folge ethnischer Konflikte und be-
waffneter Auseinandersetzungen zwischen der 
singhalesischen Mehrheit und der tamilischen 
Minderheit der Bevölkerung in Sri Lanka. Auf 
dem überwiegend von Tamilen bewohnten Ter-
ritorium im Nord-Osten Sri Lankas strebt sie 
die Errichtung eines unabhängigen sozialisti-
schen Staates "Tamil Eelam" an. 

64  Vgl. Fn. 51, Nr. 12.5-12.6. 
65  General Comment Nr. 31 (Die Rechtsnatur der 

Paktverpflichtungen) vom 29. März 2004, UN-
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dass auch der ausliefernde Staat eine Pakt-
verletzung begeht, wenn wesentliche 
Gründe dafür sprechen, dass eine Person 
durch ihre Auslieferung der Todesstrafe 
ausgesetzt wird. Die diplomatischen Zusi-
cherungen Usbekistans erkannte der Aus-
schuss mangels Durchsetzungs- und Über-
wachungsmechanismen nicht als ausrei-
chenden Schutz vor irreparablen Schäden 
an.  

 

3. Verbot der Folter oder grausamer, un-
menschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe (Art. 7) 

Der Ausschuss beschäftigte sich auch im 
Jahr 2008 wieder mit einer großen Anzahl 
an Folterfällen im Sinne von Art. 7. 

Wird ein Geständnis unter Anwendung 
von Folter abgegeben, so beziehen sich die 
Auffassungen des Ausschusses auf eine 
Verletzung von Art. 7 i. V. m. Art. 14 Abs. 3 
lit. g, der es verbietet, einen Verdächtigen 
zu zwingen, gegen sich selbst auszusagen 
oder sich schuldig zu bekennen.  

Eine solche Verletzung stellte der Aus-
schuss in Sharifova u. a. ./. Tadschikistan66, in 
Khuseynova und Butaeva ./. Tadschikistan67 
sowie in Komarovski ./. Turkmenistan68 fest. 
Nach seiner Ansicht in der Allgemeinen 
Bemerkung Nr. 3269 obliegt den Staaten die 
Beweislast für ein freiwillig abgegebenes 
Geständnis. 

Im Fall Madoui ./. Algerien70 verstieß das 
Unterlassen von behördlichen Untersu-

                                                                               
Dok. CCPR/C/21/Rev.1/Add.13 vom 26. Mai 
2004; DIMR (Fn. 53), S. 153-159. 

66  Auffassungen vom 24. April 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/92/D/1209,1231/2003&1241/2004, 
Nr. 6.2f. 

67  Auffassungen vom 30. Oktober 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/94/D/1263-1264/2004, Nr. 8.2-8.3. 

68  Auffassungen vom 5. August 2008, UN-Dok. 
CCPR/C/93/D/1450/2006, Nr. 7.6. 

69  General Comment Nr. 32 zu Art. 14 (Das Recht 
auf Gleichheit vor Gericht und auf einen fairen 
Prozess), UN-Dok. CCPR/C/GC/32 vom 23. 
August 2007, Nr. 41. 

70  Vgl. Fn. 55, Nr. 7.3-7.4. 

chungen über den Verbleib des Sohnes der 
Beschwerdeführerin sowie das Ausbleiben 
einer staatlichen Erklärung für sein Ver-
schwinden gegen Art. 7, denn viele Hin-
weise deuteten auf seine Inhaftierung. Das 
Verschwindenlassen einer inhaftierten Per-
son sowie die Incommunicado-Haft, in der 
es einem Gefangenen verwehrt ist, mit der 
Außenwelt zu kommunizieren, qualifizier-
te der Ausschuss in Sharma ./. Nepal71 als 
Verstoß gegen Art. 7. In beiden Fällen be-
wertete der Ausschuss auch das Leiden 
und die Sorge des Angehörigen, der die 
Beschwerde einlegte, als Verletzung von 
Art. 7.72 

Weiterhin verletzt die Auslieferung oder 
Ausweisung an einen anderen Staat Art. 7, 
wenn eine Person dadurch der Gefahr der 
Folter oder anderer Misshandlungen aus-
gesetzt wird.73 Ein Beschwerdeführer muss 
jedoch nicht beweisen, dass tatsächlich 
gefoltert wurde. In Maksudov u. a. ./. Kirgi-
sistan betonte der Ausschuss, dass die Dar-
legung des Bestehens eines realen Risikos 
irreparabler Schäden genügt und bejahte 
daher eine Paktverletzung.74 

 

4. Freiheit und Sicherheit der Person; Ver-
fahrensgarantien bei Freiheitsentzug 
(Art. 9)  

Anlässlich mehrerer Beschwerden unter-
suchte der Ausschuss weiterhin Verstöße 
gegen das Recht auf persönliche Freiheit 
und Sicherheit sowie Fälle von Missach-
tung der Verfahrensgarantien bei Freiheits-
entzug nach Art. 9.  

In Marcellana und Gumanoy ./. Philippinen75 
betonte der Ausschuss zum wiederholten 
Mal, dass der Schutz der Freiheit und Si-
cherheit der Person auch über den formel-
len Freiheitsentzug hinaus gewährt wird. 
Die Betroffenen wurden aufgrund ihrer 

                                                      
71  Vgl. Fn. 56, Nr. 7.2. 
72  Vgl. Fn. 55, Nr. 7.5 und Fn. 56, Nr. 7.9. 
73  Vgl. General Comment Nr. 20 (Fn. 53), Nr. 9. 
74  Vgl. Fn. 51, Nr. 12.4 bis 12.6. 
75  Vgl. Fn. 42, Nr. 7.5-7.7. 
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Menschenrechtsaktivitäten durch Angehö-
rige des Militärs überwacht und bedroht, 
worin der Ausschuss eine Verletzung von 
Art. 9 sah. 

Im Fall Maksudov u. a. ./. Kirgisistan76 wurde 
das gesetzlich vorgeschriebene Verfahren 
nach Absatz 1 nicht eingehalten, indem die 
Beschwerdeführer ohne die nach dem kir-
gisischen Strafprozessrecht für Ausliefe-
rungsfälle erforderliche staatsanwaltliche 
Genehmigung und ohne Rechtsbeistand in 
Untersuchungshaft genommen wurden. 
Der Haftbefehl des usbekischen Staatsan-
walts genügte nicht. 

Als willkürlich im Sinne von Art. 9 Abs. 1 
qualifizierte der Ausschuss in Dissanayake 
./. Sri Lanka77 die Inhaftierung eines Abge-
ordneten. Dieser gab öffentlich kund, dass 
er keine schändliche Entscheidung des 
Obersten Gerichtshofs akzeptiere, bei dem 
ein Verfahren über die Aufteilung der Ver-
teidigungsbefugnisse zwischen dem Ver-
teidigungsminister und dem Präsidenten 
anhängig war. Wegen dieser Äußerung 
wurde er zu einer zweijährigen sogenann-
ten „rigorosen“ Haftstrafe („rigorous im-
prisonment“) verurteilt, die schwere kör-
perliche Arbeit während der Inhaftierung 
einschließt. Der Ausschuss konnte keine 
Erklärung des Vertragsstaates für eine 
solch strenge Strafe erkennen, zumal die 
Äußerung nicht gegenüber dem Gericht 
getätigt worden war. 

Auch in Komarovski ./. Turkmenistan78 wur-
de der US-amerikanische Journalist Koma-
rovski willkürlich durch Beamte der Staats-
anwaltschaft festgenommen, die nach nati-
onalem Recht unzuständig sind. 
Wie auch in den Fällen Sharma ./. Nepal79 
und Madoui ./. Algerien80 sah der Ausschuss 
in der Incommunicado-Haft von Koma-

                                                      
76  Vgl. Fn. 58, Nr. 12.2. 
77  Auffassungen vom 4. August 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/93/D/1373/2005, Nr. 8.2. 
78  Vgl. Fn. 68, Nr. 7.2. 
79  Vgl. Fn. 56, Nr. 7.3. 
80  Vgl. Fn. 55, Nr. 7.6. 

rovski eine willkürliche Inhaftierung.81 Ge-
gen Absatz 2 verstieß die unterlassene Un-
terrichtung der Festnahmegründe und die 
um drei Tage verspätete Mitteilung der 
gegen ihn erhobenen Beschuldigungen, 
nämlich versuchte Tötung des Präsidenten, 
versuchter Staatsstreich sowie Drogen- und 
Waffenschmuggel.82 Obwohl dem Be-
schwerdeführer ein Pflichtverteidiger zur 
Seite gestellt wurde, hinderte man ihn dar-
an, ein Verfahren im Sinne von Absatz 4 
vor Gericht zu beantragen, um die Recht-
mäßigkeit der Freiheitsentziehung über-
prüfen zu lassen.83 Auch sein Recht nach 
Absatz 3, unverzüglich einem Richter oder 
einer anderen gesetzlich zur Ausübung 
richterlicher Funktionen ermächtigten 
Amtsperson vorgeführt zu werden, blieb 
während der gesamten Haftdauer von fast 
fünf Monaten unbeachtet. Der Ausschuss 
zitierte seine Allgemeine Bemerkung Nr. 8 
und wies darauf hin, dass die Haftdauer 
ohne richterliche Genehmigung ein paar 
Tage nicht überschreiten sollte.84  

Einen Verstoß gegen Art. 9 Abs. 4 sah der 
Ausschuss auch in der Verlängerung der 
Untersuchungshaft bei Smantser ./. Weiß-
russland85 durch die Staatsanwaltschaft, die 
nicht ausreichend objektiv und unbefangen 
ist, um als eine zur Ausübung richterlicher 
Funktionen ermächtigte Amtsperson be-
trachtet werden zu können. Der Ausschuss 
betonte auch, dass die Untersuchungshaft 
eine Ausnahme darstellen muss und die 
Freilassung auf Kaution nicht verweigert 
werden kann, wenn Flucht- oder Verdun-
kelungsgefahr lediglich vermutet wird. 

 

                                                      
81  Vgl. Fn. 68. 
82  Ebd., Nr. 7.3. 
83  Ebd., Nr. 7.4. 
84  General Comment Nr. 8 zu Art. 9 (Das Recht 

auf persönliche Freiheit und Sicherheit) vom 30. 
Juni 1982, UN-Dok. HRI/GEN/1/Rev.9 (Vol. I) 
vom 27. Mai 2008, S. 179ff.; DIMR (Fn. 53), 
S. 45f. 

85  Auffassungen vom 17. November 2008, UN-
Dok. CCPR/C/94/D/1178/2003, Nr. 10.2. 
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5. Menschliche Behandlung bei Freiheits-
entzug (Art. 10) 

Jeder Mensch, dem seine Freiheit entzogen 
wird, muss gemäß Art. 10 menschlich und 
mit Achtung vor seiner innewohnenden 
Würde behandelt werden. 

Als unmenschlich bewertete der Ausschuss 
im Fall Komarovski ./. Turkmenistan86 die 
Haftbedingungen, etwa die Verweigerung 
von medizinischer Versorgung, schlechte 
Qualität der Nahrung, fehlendes Tageslicht 
und unhygienische Bedingungen. Gegen 
Art. 10 Abs. 2 lit. a verstieß die gemeinsa-
me Unterbringung des beschuldigten Be-
schwerdeführers mit zwei verurteilten In-
haftierten.  

Auch im Fall Sharifova u. a. ./. Tadschikistan87 
stellte der Ausschuss zum wiederholten 
Mal eine Verletzung von Art. 10 wegen 
unzureichender Nahrung in tadschikischen 
Haftanstalten fest. 

Eine solche Verletzung sah er ferner in der 
erzwungenen Flucht (enforced disappea-
rance) aus der Haft in Militärbaracken, die 
im Fall Sharma ./. Nepal88 zum Verschwin-
den und möglicherweise zum Ertrinken 
des Inhaftierten führte. Das Opfer war zu-
vor vermutlich durch Angehörige des Mili-
tärs gefoltert worden. 

 

6. Recht, einen Staat zu verlassen (Art. 12 
Abs. 2) 

Das Recht nach Art. 12 Abs. 2, jedes Land 
einschließlich des eigenen zu verlassen, 
war Gegenstand des Falles Sayadi und 
Vinck ./. Belgien89. Auf Vorschlag des belgi-
schen Staates wurden die Beschwerdefüh-
rer aufgrund ihrer Funktionen in einer Or-
ganisation auf die Namenlisten des UN-
Sanktionsausschusses gesetzt. Anlass dafür 
bot der Verdacht, dass die amerikanische 
Zweigstelle dieser Organisation terroristi-

                                                      
86  Vgl. Fn. 68, Nr. 7.5. 
87  Vgl. Fn. 66, Nr. 6.4. 
88  Vgl. Fn. 56, Nr. 7.7. 
89  Vgl. Fn. 19, Nr. 10.5-10.8. 

sche Vereinigungen finanziere. All ihre 
finanziellen Vermögenswerte wurden dar-
aufhin eingefroren, so dass Reisen, Vermö-
gensbewegungen und die Tilgung von pri-
vaten Kosten unmöglich wurden. Unter 
Verweis auf seine Allgemeine Bemerkung 
Nr. 2790 betonte der Ausschuss, dass das 
Recht auf Bewegungsfreiheit nicht absolut 
gilt. Art. 12 Abs. 3 sieht Einschränkungen 
vor, wenn diese gesetzlich vorgesehen, 
zum Schutze einer der aufgezählten Zwe-
cke notwendig und mit den übrigen in dem 
Pakt anerkannten Rechten vereinbar sind. 
Eine solche Einschränkung, die zum Schutz 
der nationalen Sicherheit oder der öffentli-
chen Ordnung notwendig ist, könnte die 
Pflicht zur Erfüllung von UN-
Sicherheitsratsresolutionen sein. Nach An-
sicht des Ausschusses war das Reiseverbot 
aber auf die Weiterleitung der Namen an 
den UN-Sanktionsausschuss zurückzufüh-
ren, ohne dass die Betroffenen angehört 
wurden und der Ausgang des Ermitt-
lungsverfahrens abgewartet wurde. Eine 
dahingehende Pflicht bestand aber nicht, 
da andere Staaten in Gegensatz die Namen 
der Mitarbeiter von gelisteten gemeinnüt-
zigen Organisationen nicht weitergeleitet 
hatten. Die Einstellung des Ermittlungsver-
fahren und der Antrag der belgischen Be-
hörden, die Namen von der Liste zu ent-
fernen, zeugten außerdem davon, dass das 
Reiseverbot eben nicht zum Schutz der 
nationalen Sicherheit oder der öffentlichen 
Ordnung notwendig gewesen ist. Somit 
bejahte der Ausschuss eine Verletzung von 
Art. 12. 

 

7. Recht auf ein faires Verfahren (Art. 14) 

Eine Verletzung des Rechts auf ein faires 
Verfahren nach Art. 14 FP hatte der Aus-
schuss in zahlreichen Fällen zu erörtern. 

a. Garantie des fairen Verfahrens (Art. 14 
Abs. 1) 

In einigen Fällen wurde eine Verletzung 

                                                      
90  General Comment Nr. 27 zu Art. 12 (Freizügig-

keit), UN-Dok. CCPR/C/21/Rev.1/Add.9 vom 
2. November 1999; DIMR (Fn. 53), S. 123-129. 
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der Garantie eines fairen Verfahrens nach 
Art. 14 Abs. 1 gerügt.  

Im Fall Lagunas Castedo ./. Spanien91 bewarb 
sich die Beschwerdeführerin um eine Stelle 
als wissenschaftliche Assistentin an der 
Universität Murcia, konnte sich aber im 
Auswahlprozess mangels Höchstpunktzahl 
nicht qualifizieren. Im Verfahren gegen die 
unrichtige Punktevergabe war einer der 
Richter gleichzeitig als Dozent an derselben 
Universität beschäftigt, so dass sie eine 
Verletzung des Rechts auf ein unabhängi-
ges Gericht vortrug. Unter Berufung auf 
seine Allgemeine Bemerkung Nr. 3292 erin-
nerte der Ausschuss daran, dass das Erfor-
dernis der Unparteilichkeit ein subjektives 
und ein objektives Element umfasst. Zum 
einen dürfen sich Richter bei ihrem Urteil 
weder durch persönliche Voreingenom-
menheit oder vorgefertigte Meinungen zu 
dem konkreten Fall beeinflussen lassen, 
noch die Interessen einer Partei in unrichti-
ger Weise zum Nachteil der anderen be-
günstigen. Zum anderen muss das Gericht 
auch auf einen objektiven Betrachter als 
unparteilich wirken. Während in diesem 
Fall die vermutete subjektive Unparteilich-
keit des Richters nicht widerlegt werden 
konnte, bejahte dagegen der Ausschuss 
vernünftige Gründe, die objektiv an der 
Unparteilichkeit des Gerichts zweifeln las-
sen und stellte damit eine Verletzung von 
Art. 14 Abs. 1 fest. 

Die beiden Ausschussmitglieder Edwin 
Johnson López und Rafael Rivas Posada teilten 
diese Position nicht. Ihrer Meinung nach 
lässt sich von der Position des Richters als 
Lehrbeauftragter nicht objektiv auf die Un-
parteilichkeit des Gerichts schließen. Dem 
Richter kann kein Interesse an einer Stel-
lenbesetzung im Institut für Chemie unter-
stellt werden. 

In Jenny ./. Österreich93 betonte der Aus-
schuss, dass die Ansicht des Beschwerde-
führers, der die Unparteilichkeit des Rich-
                                                      
91  Auffassungen vom 3. November 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/94/D/1122/2002. 
92  General Comment Nr. 32 (Fn. 69), Nr. 21. 
93  Vgl. Fn. 18.  

ters angezweifelt hatte, zwar von Bedeu-
tung, aber für sich allein nicht entschei-
dend ist. Vielmehr ist ausschlaggebend, ob 
sich die Befürchtungen auch objektiv recht-
fertigen lassen. In diesem Fall weckten die 
Äußerungen des Richters zwar Zweifel an 
seiner Unparteilichkeit, konnten aber die 
Besorgnis der Unparteilichkeit des Gerichts 
nicht objektiv rechtfertigen. Der Ausschuss 
verneinte somit eine Verletzung des Rechts 
auf ein faires Verfahren. 

Auch im Fall de Jorge Asensi ./. Spanien94 
verneinte der Ausschuss eine Verletzung 
von Art. 14 Abs. 1. Der Beschwerdeführer 
argumentierte, dass die Versagung, ihm 
die Informationen aus den Akten über sei-
ne beantragte Beförderung vom Oberst 
zum Brigadegeneral zu offenbaren, eine 
Verletzung der Waffengleichheit im Pro-
zess darstellen würde. Die Gerichte lehnten 
die Einsicht mit der Begründung ab, dass 
die Akten unter Verschluss stünden und 
verneinten gleichzeitig Unregelmäßigkei-
ten im Bewertungsprozess. Der Ausschuss 
konnte darin weder Willkür noch offen-
kundige Fehler der Gerichte, insbesondere 
des Tribunal Constitucional, feststellen.  

Keine Rechtsverweigerung nach Art. 14 
Abs. 1 beging das Strafgericht nach Ansicht 
des Ausschusses in X ./. Spanien95. Das Ge-
richt hatte nach gründlicher Untersuchung 
die Videoaufzeichnung der Aussage eines 
mutmaßlich sexuell missbrauchten Kindes 
für ungültig erklärt, weil diese durch Sug-
gestivfragen herbeigeführt wurde. Der 
Ausschuss sah sich wiederum nicht in der 
Position, die Stichhaltigkeit der richterli-
chen Argumente zu überprüfen. 

 

b. Unschuldsvermutung (Art. 14 Abs. 2) 

Keine Verletzung der Unschuldsver-
mutung sah der Ausschuss in Casanovas ./. 

                                                      
94  Auffassungen vom 23. April 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/92/D/1413/2005. 
95  Auffassungen vom 2. September 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/93/D/1456/2006. 
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Frankreich96 hinsichtlich der Bedingung der 
Zulässigkeit eines Rechtsbehelfs gegen 
Verkehrsordnungswidrigkeiten durch die 
Hinterlegung einer Geldsumme. 

 

c. Recht auf Verteidigung (Art. 14 Abs. 3 
lit. b) 

Im Fall Babkin ./. Russische Föderation97 un-
terrichtete die zweite Instanz den Be-
schwerdeführer nicht von dem Termin zur 
Überprüfung seines Rechtsbehelfs. Den-
noch verneinte der Ausschuss eine Verlet-
zung von Art. 14 Abs. 3 lit. b, da dieser die 
Vertagung der Anhörung hätte beantragen 
können. 

Mangels jeglicher Erklärung Tadschikis-
tans stellte der Ausschuss bei Khuseynova 
und Butaeva ./. Tadschikistan98 eine Verlet-
zung von Art. 13 Abs. 3 lit. b fest. Die Söh-
ne der Beschwerdeführer wurden bei ihrer 
Vernehmung nicht von dem zugewiesenen 
Verteidiger vertreten, obgleich einem Be-
schuldigten, dem die Verhängung der To-
desstrafe droht, stets auf allen Verfahrens-
stufen ein Rechtsbeistand zur Seite stehen 
muss. 

 

d. Recht auf ein zügiges Verfahren 
(Art. 14 Abs. 3 lit. c) 

Im Fall Lumanog und Santos ./. Philippinen99 
stellte der Ausschuß eine Verletzung von 
Art. 14 Abs. 3 lit. c fest. Die Beschwerde-
führer wurden im Jahr 1996 inhaftiert und 
im Juli 1999 zum Tode verurteilt. Für die 
automatische Berufung gegen das Urteil 
war der philippinische Supreme Court zu-
ständig. Im Jahr 2005 wurde das seit fünf 
Jahren schwebende Verfahren aufgrund 
einer Änderung des Strafprozessrechts an 
den Court of Appeals verwiesen, der nun 
                                                      
96  Auffassungen vom 27. November 2008, UN-

Dok. CCPR/C/94/D/1514/2006, Nr. 11.4. 
97  Auffassungen vom 24. April 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/92/D/1310/2004, Nr. 13.4.  
98  Vgl. Fn. 67, Nr. 8.4. 
99  Auffassungen vom 20. März 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/92/D/1466/2006. 

für die Überprüfung der Todesstrafe anzu-
rufen war. Die Anträge auf eine schnelle 
Entscheidung durch den Supreme Court 
wurden abgelehnt. Im Jahr 2007 betraute 
man aus organisatorischen Gründen einen 
neuen Richter des Court of Appeals mit 
dem Fall. Nach insgesamt acht Jahren ist 
der Fall jedoch nicht gehört worden. Nach 
Auffassung des Ausschusses erfasst das 
Recht auf ein zügiges Verfahren nicht nur 
die Zeitspanne zwischen der Anschuldi-
gung des Verdächtigen und der Eröffnung 
des Hauptverfahrens, sondern auch die bis 
zum endgültigen Urteil verstrichene Zeit.100 
Alle Etappen des Verfahrens, ganz gleich, 
ob die erste Instanz oder das Berufungsver-
fahren, müssen ohne unangemessene Ver-
zögerung durchgeführt werden.  

 

e.  Fragen an die Belastungszeugen und 
Mitwirkung von Entlastungszeugen 
(Art. 14 Abs. 3 lit. e) 

Eine Missachtung des Grundsatzes der 
Gleichheit von Staatsanwaltschaft und Ver-
teidigung stellte der Ausschuss in Khusey-
nova und Butaeva ./. Tadschikistan101 fest. Art. 
14 Abs. 3 lit. e gewährt zwar nur ein Recht, 
die Anwesenheit von verteidigungsrele-
vanten Zeugen zu erwirken und Gelegen-
heit zur Befragung von Belastungszeugen 
zu erhalten.102 In diesem Fall hätten jedoch 
die meisten der bei Gericht beantragten, 
nicht zugelassenen Zeugen – einschließlich 
des Gutachters – durchaus Informationen 
vortragen können, die den Vorwurf des 
erzwungenen Geständnisses bekräftigt 
hätten. 

 

f. Recht, nicht gegen sich selbst aussagen 
zu müssen (Art. 14 Abs. 3 lit. g) 

Art. 14 Abs. 3 lit. g regelt das Verbot, eine 
Person zu zwingen, gegen sich selbst als 
Zeuge auszusagen oder sich schuldig zu 
bekennen. Die Beweislast hinsichtlich eines 

                                                      
100  General Comment Nr. 32 (Fn. 69), Nr. 35. 
101  Vgl. Fn. 67, Nr. 8.5. 
102  Vgl. Fn. 100, Nr. 39. 
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freiwillig abgelegten Geständnisses trägt 
der Staat.103 

In mehreren Fällen, in denen ein Geständ-
nis durch Folter erwirkt wurde, stellte der 
Ausschuss eine Verletzung von Art. 14 
Abs. 3 lit. g in Verbindung mit Art. 7 fest.104 

 

g. Verfahren gegen Jugendliche (Art. 14 
Abs. 4) 

Art. 14 Abs. 4 schreibt es vor, Verfahren 
gegen Jugendliche in einer Weise zu füh-
ren, die ihrem Alter entspricht und ihre 
Wiedereingliederung in die Gesellschaft 
fördert. Jugendliche sollten unmittelbar 
von den Anschuldigungen unterrichtet 
werden, die sich gegen sie richten. Ihnen 
sollte ein angemessener Beistand, so zum 
Beispiel die Eltern oder ein Rechtsanwalt, 
zur Seite gestellt werden, um ihre Verteidi-
gung vorzubereiten und vorzutragen.105  

Diese besonderen Garantien wurden zwei 
Minderjährigen im Fall Sharifova u. a. ./. 
Tadschikistan106 vor Gericht nicht gewährt. 

 

h. Recht auf Überprüfung des Urteils 
durch ein höheres Gericht (Art. 14 
Abs. 5) 

Art. 14 Abs. 5 gewährt jedermann, der 
strafrechtlich verurteilt worden ist, das 
Recht, sein Urteil oder seine Strafe durch 
ein höheres Gericht nachprüfen zu lassen. 
In zwei Fällen wurde dieses Recht verletzt. 

In Serena und Rodríguez ./. Spanien107 wurde 
der Fall direkt vor dem spanischen Tribu-
nal Supremo verhandelt, da es sich bei ei-
nem der Mitangeklagten um den Innenmi-
nister handelte. Der Ausschuss begründete 
eine Verletzung damit, dass die Formulie-
rung „entsprechend dem Gesetz“ aus 

                                                      
103  Ebd., Nr. 41. 
104  Zu den Fällen siehe oben unter VI. 3.  
105  Vgl. Fn. 100, Nr. 42. 
106  Vgl. Fn. 66, Nr. 6.6. 
107  Auffassungen vom 18. April 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/92/D/1351-1352/2005. 

Art. 14 Abs. 5 das Bestehen des Rechts auf 
Überprüfung der Entscheidung durch ein 
höheres Gericht nicht in das Ermessen der 
Vertragsstaaten stellt. Der Gesetzgeber 
kann zwar vorsehen, dass ein Gericht hö-
herer Instanz über bestimmte Fälle urteilt, 
jedoch nur ohne das Überprüfungsrecht 
des Verurteilten zu beeinträchtigen. Eine 
Verfassungsbeschwerde ist kein angemes-
senes Rechtmittel in diesem Sinne. 

Im Fall Aboushanif ./. Norwegen108 entschied 
das Gericht der zweiten Instanz einstimmig 
gegen die Zulässigkeit einer Beschwerde 
gegen das Strafurteil, ohne dies zu begrün-
den. Der Vertragsstaat brachte in Anleh-
nung an die Position des Ausschusses109 
vor, dass eine vernünftige Begründung der 
zweiten Instanz nur dann erforderlich sei, 
wenn diese als Grundlage für eine weitere 
gerichtliche Überprüfung diene, das Obers-
te Gericht hier aber nur für die Prüfung 
von Verfahrensfehlern zuständig sei. Dem 
entgegnete der Beschwerdeführer, dass 
eine sorgfältige Prüfung seiner Klage nicht 
nachvollziehbar gewesen sei. Sogar das 
Oberste Gericht von Norwegen verlange 
die Begründung von Entscheidungen, 
wenn das Urteil der ersten Instanz Zweifel 
hinsichtlich der Fairness des Verfahrens 
weckt.  

Der Ausschuss unterstrich die Pflicht zur 
Überprüfung der Verurteilung und des 
Strafmaßes. Das besagte Urteil lässt jedoch 
nicht erkennen, warum das Gericht die 
Beschwerde als offensichtlich erfolglos be-
wertet hatte. Die Richter gaben nicht ein-
mal eine kurze Begründung an. Dies ist 
nicht mit Art. 14 Abs. 5 vereinbar.  

Das Ausschussmitglied Ivan Shearer vertrat 
in seinem Sondervotum, dass ein Gericht 
über sein formelartiges Urteil hinaus auch 
die Hauptgründe seiner Entscheidung mit-
zuteilen habe.  

Kritisch zu der Entscheidung äußerte sich 
                                                      
108  Auffassungen vom 2. September 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/93/D/1542/2007. 
109  Vgl. Bailey ./. Jamaika, Auffassungen vom 21. Juli 

1999, UN-Dok. CCPR/C/66/D/709/1996; Ge-
neral Comment Nr. 32 (Fn. 69), Nr. 49. 
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Ruth Wedgwood. Sie hielt eine Begründung 
unter Bezugnahme auf die Allgemeine Be-
merkung Nr. 32110 für nicht erforderlich 
und ermahnte den Ausschuss zur Vorsicht, 
da eine Begründungspflicht je nach Menge 
der anhängigen Prozesse zu Verfahrens-
verzögerungen führen könne. 

 

i. Recht, nicht erneut verfolgt oder be-
straft zu werden (Art. 14 Abs. 7) 

Bei Babkin ./. Russische Föderation111 wurde 
der Beschwerdeführer im Ausgangsverfah-
ren – neben seiner Verurteilung wegen 
Fälschung – des Mordes sowie des Waffen-
besitzes freigesprochen. Das Oberste Ge-
richt hob die beiden Freisprüche aufgrund 
von Verfahrensfehlern auf und verwies das 
Strafverfahren an die Ausgangsinstanz 
zurück. In diesem Verfahren wurde der 
Beschwerdeführer erneut wegen Fälschung 
angeklagt, obwohl er bereits im Vorjahr 
wegen derselben Tat rechtskräftig verur-
teilt worden war. Im Jahr 2006 stellte das 
Oberste Gericht eine erneute Bestrafung 
wegen derselben strafbaren Handlung fest. 

Dennoch konnte einer Verletzung von 
Art. 14 Abs. 1 i. V. m. Abs. 7 nach Ansicht 
des Ausschusses nur zum Teil durch die 
bloße Feststellung des Obersten Gerichts 
abgeholfen werden. Indem die Anklage 
wegen Betrugs gemeinsam mit anderen 
schwerwiegenderen Vorwürfen erneut 
gegen ihn erhoben wurde, wurde der Jury 
in der Ausgangsinstanz potentiell nachtei-
liges Material vorgelegt, das in keinem Zu-
sammenhang mit den relevanten Anklagen 
stand. Der Ausschuss sah daher die Fair-
ness des Verfahrens negativ beeinträchtigt. 

 

8. Recht, überall als rechtsfähig aner-
kannt zu werden (Art. 16)  

Wie auch hinsichtlich einer gegen Algerien 
gerichteten Beschwerde112 aus dem Jahr 
2007 erörterte der Ausschuss in Madoui ./. 
                                                      
110  Ebd.  
111  Vgl. Fn. 97, Nr. 13.6.  
112  Vgl. Meyer (Fn. 3), S. 278. 

Algerien113 die Umstände, unter denen ein 
erzwungenes Verschwindenlassen einer 
Person der Aberkennung ihrer Rechtsfä-
higkeit gleichkommt. Eine solche Aberken-
nung bejaht der Ausschuss, wenn dem Op-
fer absichtlich für einen langen Zeitraum 
der gesetzliche Schutz versagt wird, sich 
das Opfer in den Händen von Behörden 
befindet und jeder Versuch der Angehöri-
gen, Zugang zu effektiven Rechtsmitteln zu 
erhalten, systematisch vereitelt wird. Auf-
grund von fundierten Hinweisen, die auf 
eine Inhaftierung des Opfers deuteten und 
mangels Erklärung des Verschwindens 
oder einer Untersuchung der Vorwürfe 
durch den Vertragsstaat bejahte der Aus-
schuss eine Verletzung von Art. 16.114 

 

9. Schutz des Privatlebens, der Ehre und 
des Rufes (Art. 17) 

Zu dem Ergebnis einer rechtswidrigen Be-
einträchtigung der Ehre und des Rufes der 
Beschwerdeführer nach Art. 17 gelangte 
der Ausschuss in Sayadi und Vinck ./. Bel-
gien.115 Indem der Vertragsstaat die voll-
ständigen persönlichen Kontaktdaten der 
Beschwerdeführer im Jahr 2002 an das 
Sanktionskomitee der Vereinten Nationen 
weitergab, ohne das Ergebnis der straf-
rechtlichen Ermittlungen im Jahr 2005 ab-
zuwarten, trägt er die Verantwortlichkeit 
nicht nur für die Präsenz der Namen auf 
der im Internet für jedermann zugängli-
chen UN-Sanktionsliste, die einer ministe-
riellen Verfügung und einer Verordnung 
der Europäischen Gemeinschaften beige-
fügt wurde, sowie für die schlechte Presse. 
Überdies ist er dafür verantwortlich, dass 
die Namen auch noch nach der Beantra-
gung der Löschung auf der Liste standen.  

Die Unrechtmäßigkeit des Eingriffs ver-
neinte Ruth Wedgwood in ihren abweichen-
den Auffassungen, da Belgien mit dem 
UN-Sicherheitsratsmandat konform han-
delte. Diese Auffassung teilte Yuji Iwasawa 

                                                      
113  Fn. 55, Nr. 7.7f. 
114  Ebd., Nr. 7.8. 
115  Siehe Fn. 19, Nr. 10.12. 
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in seinem Sondervotum nicht. Seiner Mei-
nung nach hätte der Vertragsstaat auch in 
Konformität mit der UN-
Sicherheitsratsresolution anders handeln 
können. 

Einen rechtswidrigen Eingriff in das Privat-
leben stellte auch die Publikation eines 
Buches durch die turkmenischen Behörden 
im Fall Komarovski ./. Turkmenistan116 dar, 
die den Beschwerdeführer fälschlich als 
Autor ausgab. Das Buch enthält ein Ges-
tändnis des amerikanischen Journalisten, 
an der versuchten Ermordung des Präsi-
denten beteiligt gewesen zu sein. 

In M. G. ./. Deutschland117 teilte der Aus-
schuss die Auffassung der Beschwerdefüh-
rerin und sah in der gerichtlichen Anord-
nung von medizinischen Untersuchungen 
zur Feststellung ihrer Prozessfähigkeit oh-
ne vorhergehende mündliche Anhörung 
eine Verletzung von Art. 17 i. V. m. Art. 14 
Abs. 1. Das Landgericht und das Oberlan-
desgericht hielten eine Anhörung für ent-
behrlich, da das Verhalten der Beschwerde-
führerin in familien- und zivilrechtlichen 
Verfahren vor dem Landgericht sowie ihre 
schriftlichen Eingänge genügend Anlass 
boten, um ihre Prozessfähigkeit in Frage zu 
stellen. Der Ausschuss führte aus, dass die 
Anordnung zwar auf einer gesetzlichen 
Grundlage erging und dazu diente, den 
geistigen Gesundheitszustand der Be-
schwerdeführerin und die Gerichtstätigkeit 
zu schützen. Dennoch bewertete der Aus-
schuss eine Anordnung als unverhältnis-
mäßig, die nur auf das Verhalten der Be-
troffenen vor Gericht und deren schriftliche 
Eingänge gestützt wurde, ohne diese vor-
her persönlich gesehen oder gehört zu ha-
ben. Den Eingriff in die Privatsphäre, die 
Ehre und den Ruf bewertete er somit als 
willkürlich. 

 

                                                      
116  Siehe Fn. 68, Nr. 7.7. 
117  Vgl. Fn. 17, Nr. 10.2. 

10. Meinungs- und Meinungsäußerungs-
freiheit (Art. 19) 

In Dissanayake ./. Sri Lanka118 stellte der 
Ausschuss u. a. eine Verletzung von Art. 19 
fest. Seiner Ansicht nach steht die Bestra-
fung eines Abgeordneten mit zwei Jahren 
Haft für kritische Äußerungen zu einem 
anhängigen Gerichtsverfahren nicht im 
Verhältnis zu den in Absatz 3 aufgezählten 
legitimen Zwecken, die von einer Ein-
schränkung der Meinungsfreiheit verfolgt 
werden müssen. 

 

11. Schutz des Kindes (Art. 24) 

Bei X ./. Spanien119 sah der Ausschuss keine 
Verletzung des Schutzrechts des Kindes 
nach Art. 24 Abs. 1 i. V. m. Art. 17. Nach-
dem der Vater von den Vorwürfen des 
sexuellen Missbrauchs von Schutzbefohle-
nen freigesprochen wurde, hatte das Straf-
gericht angeordnet, den Kontakt zwischen 
Vater und Kind wieder herzustellen. 

Abweichender Auffassung war Ruth 
Wedgwood. Sie führte an, dass die Video-
aufzeichnung mit der Aussage des Kindes, 
die vom Strafgericht als unzureichender 
Beweis nicht berücksichtigt wurde, genü-
gend Anlass gab, um eine eventuelle Ver-
letzung des Schutzrechts näher zu untersu-
chen. Der Beweismaßstab in Strafsachen sei 
schließlich ein anderer, als der im Rahmen 
des Besuchsrechts eines Elternteils.  

 

12. Aktives und passives Wahlrecht (Art. 
25 lit. b) 

Eine Verletzung von Art. 25 lit. b durch das 
siebenjährige Verbot zulasten des Be-
schwerdeführers, zu wählen und gewählt 
zu werden, sah der Ausschuss im Fall Dis-
sanayake ./. Sri Lanka.120 Er erinnert daran, 
dass das Wahlrecht nur durch objektiv 
nachvollziehbare und gesetzlich verankerte 
Gründe suspendiert oder aufgehoben wer-

                                                      
118  Vgl. Fn. 77, Nr. 8.2. 
119  Vgl. Fn. 95. 
120  Vgl. Fn. 77, Nr. 8.5. 
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den kann. Wenn auch eine strafrechtliche 
Verurteilung Grundlage einer Suspendie-
rung sein kann, so muss ihre Dauer im 
Verhältnis zu der Straftat und dem Straf-
maß stehen. Sieben Jahre bewertete er je-
doch als unverhältnismäßig. 

 

13. Das Recht auf gleichen Zugang zu öf-
fentlichen Ämtern seines Landes (Art. 
25 lit. c) 

Im Fall Bandaranayake ./. Sri Lanka121 wurde 
der Beschwerdeführer in Folge eines von 
Unregelmäßigkeiten geprägten Diszipli-
narverfahrens aus seinem Richteramt ent-
lassen. Die Justizdienst-Kommission (Judi-
cial Service Commission) hatte ihm nicht 
alle notwendigen Dokumente zu Verfü-
gung gestellt, um eine faire Anhörung zu 
gewährleisten und ihm insbesondere keine 
Gründe für den Schuldspruch des Unter-
suchungsausschusses (Commitee of Inqui-
ry) mitgeteilt, der seiner Entlassung 
zugrunde lag. Das Verfahren bewertete der 
Ausschuss als unangemessen und willkür-
lich, da es nicht den Anforderungen eines 
fairen Verfahrens genügte. Es wurde nicht 
objektiv durchgeführt und verletzt daher 
das Recht, unter allgemeinen Gesichts-
punkten der Gleichheit Zugang zu öffentli-
chen Ämtern seines Landes zu haben. 

 

14. Diskriminierungsverbot (Art. 26)  

In den fünf Fällen Lnìnièka ./. Tschechische 
Republik122, Süsser ./. Tschechische Republik123, 
Vlcek ./. Tschechische Republik124, Kohoutek ./. 
Tschechische Republik125 und Richard Preiss ./. 

                                                      
121  Auffassungen vom 4. August 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/93/D/1376/2005. 
122  Auffassungen vom 25. März 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/92/D/1484/2006. 
123  Auffassungen vom 25. April 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/92/D/1488/2006. 
124  Auffassungen vom 4. August 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/93/D/1485/2006. 
125  Auffassungen vom 2. September 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/93/D/1448/2006. 

Tschechische Republik126 stellte der Aus-
schuss eine Verletzung von Art. 26 fest. Er 
vertrat wieder seine bereits in ähnlich gela-
gerten Fällen dargestellte Position, dass die 
Voraussetzung der tschechischen Staats-
bürgerschaft für eine Rückgewähr von ent-
eignetem Eigentum oder für eine Entschä-
digung nicht mit Art. 26 vereinbar ist, 
wenn das Verlassen des Landes durch den 
Beschwerdeführer von dem Vertragsstaat 
selbst zu verantworten ist. 

Alle fünf Beschwerdeführer flüchteten vor 
dem kommunistischen Regime in der ehe-
maligen Tschechoslowakei und ließen sich 
im Ausland nieder. Daraufhin wurde ihr 
Eigentum zum Teil nach strafrechtlicher 
Verurteilung in absentia wegen illegaler 
Auswanderung enteignet.127 Andere Be-
schwerdeführer oder deren Angehörige 
wurden vor ihrer Flucht bedrängt, damit 
diese ihr Grundeigentum dem tschecho-
slowakischen Staat übertrugen.128 Alle er-
warben die Staatsbürgerschaft ihres neuen 
Wohnsitzes.  

Zdenek Vlcek beantragte sogar im Jahr 2000 
wieder die tschechische Staatsbürgerschaft. 
Sein Antrag auf Rückgewähr von Lände-
reien wurde dennoch abgelehnt, da die 
gesetzliche Antragsfrist bereits am 31. Ja-
nuar 1993 abgelaufen war. 

                                                      
126  Auffassungen vom 2. September 2008, UN-Dok. 

CCPR/C/93/D/1497/2006. 
127  Lnìnièka ./. Tschechische Republik (Fn. 122), Vlcek 

./. Tschechische Republik (Fn. 124) und Kohoutek ./. 
Tschechische Republik (Fn. 125). 

128  Süsser ./. Tschechische Republik (Fn. 123) und 
Richard Preiss ./. Tschechische Republik (Fn. 126). 
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